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Von der Landnahme bis zum Untergang des mittelalterlichen Königreichs 
Die Ungarn, deren Ahnen die Sprachwissenschaft in der ugrischen Gruppe der 
uralischen Finnougrier ausmacht, wanderten nach Aufsplitterungen ihrer Ur­
gemeinschaft aus den bewaldeten Gebieten des Ural und Ob in die südrussi­
sche Steppe ein. Volk und Führung ihres in der ersten Hälfte des 9. Ihs. 
gegründeten Fürstentums waren der Herkunft nach dreifach gemischt. Neben 
zwei turko-bulgarischen Elementen, den Onogur-Bulgaren (auf die "Ungar", 
"Hungarus", "Hongrois" als Fremdbezeichnungen zurückgehen) und den Ka­
varen, prägten die am zahlreichsten vertretenen finnisch-ugrischen Magyaren 
die Wesenszüge des Stammesgemisches aus. Der so später als "magyar" eigen­
bezeichnete Verband hatte kaum seinen Einflußbereich auf "Etelköz", das 
Gebiet von der Donaurnündung bis zum Dnjepr, ausgedehnt, als er infolge 
einer mißratenen Waffenhilfe flir /' Byzanz gegen die Donau-Bulgaren von 
deren Verbündeten, den Petschenegen, überrollt wurde. Wegen der Westbewe­
gung der innerasiatischen Nomaden blieb ihm nur der Fluchtweg über die 
Pässe der Nord- und Ostkarpaten sowie entlang der Donau in das Karpaten­
becken. 895/896 zogen sieben ungarische Stämme in den mittleren Donau­
raum ein, der im Westen und Südwesten unter ostfränkischem und mähri­
sehern, im Osten unter bulgarischem Einfluß stand und mehrheitlich slawisch 
bevölkert war. Hier begründete Großflirst Arpad die nach ihm benannte Dyna­
stie. Die schrittweise Landnahme der ca. 0,5 Mio. Ungarn wurde durch die 
geringe Organisationsstärke der drei regionalen Mächte sowie die zahlenmäßi­
ge Unterlegenheit und Assimilationsbereitschaft der ansässigen Bevölkerung 
begünstigt. Von 900 an war sie von Streif- und Raubzügen in westlicher und 
östlicher Richtung begleitet, mit denen die Oberschicht der halbnomadischen 
Reiterhirten die materiellen Ansprüche und die Kampflust der Gefolgschafts­
krieger zu befriedigen und die Seßhaftwerdung im neuen Siedlungsgebiet durch 
Schwächung angrenzender Mächte abzusichern suchte. Die Niederlage der 
ungarischen Streitmacht gegen das christliche Heer König Ottos I. (des Gro­
ßen) auf dem Lechfeld (bei Augsburg) 955 leitete die Organisierung des noch 
heidnischen Stammesverbandes in neue politische und ideelle Bahnen um. 
Maßgeblich bei der Festigung der Zentralgewalt war die Entscheidung des 
Großflirsten Geza, sich dem westlichen Nachbarn durch die Annahme des 
christlichen Glaubens anzunähern und sein Land der Mission durch das Pas­
sauer Bistum anzuvertrauen. Die Heirat seines Sohnes Stephan mit der baye­
rischen Herzogstochter Gisela leitete um die lahrtausendwende die Eingliede­
rung des ungarischen Königreiches in die lateinisch-christliche Ländergemein­
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schaft ein, die durch die Krönung Stephans Anfang 1001 mit einer von Papst 
Silvester 11. übersandten Krone besiegelt wurde. 
,'(' 
Stephan I. stützte sich bei der Einbürgerung der westkirchlichen Staatskon­
zeption auf eine straffe politische und rechtliche Verwaltung, die in königliche 
*Gespanschaften untergliedert war. Sie trug zur endgültigen Ausschaltung ört­
licher Stammeswiderstände und zur Bewältigung der religiösen Umerziehungs­
aufgaben der neu geschaffenen katholischen Bistümer bei. Die karolingisch 
und bayerisch inspirierten Gesetze des Königs sicherten die weltliche Grund­
lage der starken Zentralmacht im ungarischen Fruhfeudalismus, in dem das 
östliche *Geblütsrecht dem Herrscher Land und Bevölkerung als familiäres 
Erbgut zuwies. 
Unter den Nachfolgern Stephans im 11. Jh. stand die geblütsrechtliche 
Tradition einer durchgängig festen Regelung der Thronfolge entgegen. Inner­
familiäre Machtkämpfe fUhrten zur zeitweiligen Aufteilung des Landes unter 
verfeindeten, teilweise wieder heidnisch gesinnten Lagern. Hinzu kam, daß 
Ungarn während der Regierungszeit der Salier im 11. Jh. in lehnsrechtliche 
Abhängigkeit vom benachbarten Römischen Reich zu geraten drohte, wäh­
rend es vom Osten her von wiederholt einbrechenden Turkvölkern bedroht 
war. Erst Ladislaus I. gelang es, dem Reich Einheit und Abwehrfahigkeit wie­
derzugeben. Gegen Ende des 11. Jhs. ging er sogar zur außenpolitischen Of­
fensive über, die mit der Einverleibung Slawoniens 1089 und /Kroatiens 1091 
sowie - unter dem nachfolgenden König Koloman Dalmatiens 1102 endete. 
Ihr wesentliches Ergebnis war die personalunionistische Staatsgemeinschaft 
Ungarns und Kroatiens, die bis 1918 bestand. 
Die Wiedereinführung des autokratischen Staatskirchentums erlitt um die 
Wende des 11. zum 12. Jh. neuerliche Rückschläge. Der König war gerade der 
Landeseinheit willen auf die Unterstützung der weltlichen Großen angewie­
sen, die angesichts der Thronkämpfe meinten, den Staat mitlenken zu müs­
sen. Die Zentralmacht erfuhr auch von kirchlicher Seite Einschränkungen, 
nachdem der oben erwähnte Vorstoß bis zur Adriaküste mit einer Anlehnung 
an das Papsttum, den vormaligen Lehnsherrn Kroatiens, abgestützt und der 
Landeskirche der Weg aus der königlich-weltlichen Bevormundung geöffnet 
worden war. Während der Herausbildung vorständischer Strukturen kam ab 
Mitte des 13. Jhs. eines der wichtigsten Merkmale des ungarischen Hochfeu­
dalismus immer mehr zum Tragen: die fortschreitende innere Begrenzung der 
übergewichtigen Königsrnacht. Die Besiedlung nord- und südöstlicher Grenz­
gebiete mit deutschen *hospites aus dem Westen des Heiligen Römischen Rei­
ches, so der *Sachsen in /Siebenbürgen, galt ebenso der militärischen Siche­
rung der Außengrenzen des monarchischen Einflußbereiches wie die nach 
mehrfachen Um sied lungen endgültige Niederlassung der *Szekler, eines unga­
rischsprachigen *Hilfsvolkes im einst landnehmenden Stammesverbund, am 
Westhang der Ostkarpaten. 
Mit der Binnenmigration der Siedler aus der Fremde und aus den eigenen 
Reihen formte sich das System der *Komitate aus. Dabei fing der Zusammen­
schluß der begüterten Freien, der zum Militärdienst verpflichteten *servientes 
regis, zum Gemeinadel an. Dessen Rechtsverhältnis dem König, bald auch 
weltlichen und kirchlichen Grundbesitzern gegenüber war locker geregelt und 
unvererbbar. Eine andere Trägergruppe dieser bis zum 15. Jh. andauernden 
Entwicklung hin zum Ständewesen bildeten die Burgministerialen, die ihrer­
seits aus der Reihe der * iobagiones castn emporstiegen. Antrieb gaben der Ver­
gesellschaftung des mittelalterlichen Ungarn auch die szeklerischen und säch­
sischen *Grenzwächter im Osten des Reiches, denen die Königsmacht rechtli­
che und in der Folge soziale, langfristig auch ethnische Eigenständigkeiten in 
den jeweiligen Lebensbereichen gewährte. Gleichzeitig mit den zur Mitte des 
13. Jhs. belegbaren Anfangen einer Selbstverwaltung des "Adelskomitats", der 
regional umgrenzten Interessenvertretung der Grundbesitzer, war die Formie­
rung der hochadligen Richtung, der "Aristokratie", im Gange. Die von Geburt 
bevorrechteten Großen, die Barones oder'"Magnates, zogen aus den stetig an­
wachsenden Anforderungen monarchischer Innen- und Außenpolitik ihren 
Nutzen. 
Der Prozeß territorialherrschaftlicher Machtaufsplitterung stockte nur vor­
übergehend, als Bela 111. im letzten Drittel des 12. Jhs. ein autokratisches 
Königtum einrichtete. Ein erneuter Bruderzwist und die Gewohnheit des letzt­
lich siegreichen Andreas' 11., den Besitz der Krone zu verschwenderischem 
und kriegslustigem Herrscherturn zu mißbrauchen, ließ zu Beginn des 13. Jhs. 
die Staatsausgaben und die Zahl der Hofgünstlinge gleichermaßen anwach­
sen. Damit bereitete er den Weg zu einer Adelsrevolte, deren Ergebnis, die 
dem Monarchen abgerungene "Goldene Bulle" von 1222, den niederen und 
hohen Adel u.a. in Steuer- und Militärangelegenheiten umfangreich privile­
gierte. Sie versetzte die Gemeinadligen in die Lage, sich gegen eine Unterdrük­
kung durch geburtsadlige Grundherren zu wehren und ihren Aufstieg zum 
politisch-sozialen Faktor fortzusetzen. Doch als Bela IV. die Grundbesitzschen­
kungen seines Vorgängers außer Kraft zu setzen anfing, um fUr die königliche 
Autorität die wirtschaftlichen Quellen wiederzugewinnen, sah er sich außer 
den Aristokraten einem weiteren Widersacher gegenübergestellt, der die Exi­
stenz Gesamtungarns gefahrdete: den Mongolen (oder *Tataren). Das Step­
penvolk verwüstete 1241/42 hauptsächlich die nördlichen und östlichen Ge­
biete des ·Stephansreiches. So blieb dem König immerhin der am dichtesten 
bevölkerte Westen als Ausgangsbasis siedlungspolitischen Neuaufbaus, an dem 
neben neuen bäuerlichen und wehrbereiten Einwanderern die Sachsen mit 
langfristig belebender Wirkung auf Städtewesen und Bürgertum mitwirkten. 
Die rasche Erholung des Staates nach dem Mongolensturm zeigte sich auch 
in der fortschreitenden Institutionalisierung der Beziehungen zwischen dem 
Zentrum und den südlichen und östlichen Randgebieten des Reiches, näm­
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lich durch die Ämter des *Banusin Kroatien und Slawonien sowie des *Woiwo­
den in Siebenbürgen, deren Ursprünge ins 12. Jh. zurückreichen. Da Bela IV. 
auf die Wehrkraft der Aristokratie angewiesen war und letztere nicht an der 
Entfaltung zu hindern vermochte, war er bestrebt, die Mittelschicht der ser­
vientes regis als gesellschaftlich-politischen Gegenpol zu stärken. 
Unter seinen weniger beherzten Nachfolgern geriet das Gleichgewicht im 
Staatsapparat aus den Fugen. Der hochadlige Machtblock war in sich zerstrit­
ten und von seiner noch zu schwachen gemeinadligen Opposition kaum zu 
bändigen. Der Hof war weder willens noch flihig, die Bildung von innerstaatli­
chen Territorialherrschaften zu verhindern. Nachdem die *Arpaden im innen­
politischen Chaos des frühen 14. Jhs. ausgestorben und verschiedene auslän­
dische Thronprätendenten gescheitert waren, gewannen die Befürworter des 
zuvor in die ungarische Dynastie eingeheirateten neapolitanischen Anjou-Hauses 
die Oberhand in den Parteienkämpfen. Die Erbmonarchie wurde so zu einem 
Wahlkönigtum mit starker dynastischer Prägung. KadI. (Robert) und Ludwig 
L (der Große) von Anjou verwandelten das angeschlagene Reich im 14. Jh. in 
eine regionale Großmacht. Sie brachten Aristokraten hinter sich, die den Staats­
apparat zu festigen halfen, ohne dafür über Gebühr belohnt werden zu wollen. 
Das gewählte Herrscherhaus behielt sich die Regierung ohnehin nach der Art 
der frühen Arpaden geblütsrechtlich vor, womit es die Weiterentwicklung des 
ständischen Vertretungssystems abbremste. Als Gegenleistung für die Maßre­
gelung der Oberschicht sicherte der Gemeinadel seine Teilnahme an Waffen­
gängen im Ausland zu, die ihm seit der "Goldenen Bulle" nur unter bestimm­
ten Bedingungen auferlegt gewesen war. Das Bündnis zwischen König und 
den beiden sich noch herausbildenden Adelsgruppen spiegelte das königliche 
Dekret von 1351 wider, das die "Goldene Bulle" um die Bestimmung der una 
et eadem libertate (ein und dieselbe Freiheit) des niederen und hohen Adels 
ergänzte. Als weitere Neuerung schrieb die Urkunde die bis 1848 gültige *Avi­
tizität, das adlige Vorverkaufsrecht auf Erbgüter, fest. Solcherart zu einer ein­
zigen Schicht zusammengefaßt und rechtlich aufgewertet, begann der Adel, 
sich von seiner untergeordneten Wirtschaftskraft, dem noch zum freien Um­
zug berechtigten Bauerntum, sozial abzugrenzen. 
Der mit starker Hand geführte, also eher fürstlich als ständisch organisierte 
Staat der Anjou rundete seine Reformbemühungen auf ökonomischem Gebiet 
ab. Das Ungarn des 14. Jhs. trat in enge Wirtschaftsverbindungen mit dem 
europäischen Westen, die es dank einer friedenspolitisch ausgerichteten Koali­
tion mit ;'Böhmen und ;'Polen um ;'Österreich herum gewinnbringend auf­
rechterhielt. Seine materiellen Gewinne befähigten es zu einer Außen- und 
Heiratspolitik, die auf Gebietseroberungen im polnisch-galizischen, im balka­
nisehen und im süditalienischen Raum abzielte. Längerfristig wog aber schwe­
rer, daß es den Anjou nicht gelang, den in Richtung Karpatenraum vordrin­
genden Osmanen entscheidende militärische Verluste zuzufügen. 
Die Versäumnisse bei der Erkennung und Bekämpfung der vom Balkan her 
drohenden Gefahr versuchte der nächste Wahlkönig Ungarns, Sigismund von 
Luxemburg, nachzuholen. Bald sah er sich aber in die defensive Landesvertei­
digung zurückgedrängt, die er im Bunde, zeitweise im Streit mit dem Hoch­
adel zu meistern gedaChte. Da er mit einer beinahe absolutistischen Autorität 
herrschte, vermochte sich das ungarländische Ständewesen erst nach seinem 
Tod voll auszugestalten. 
Das von Sigismund vererbte zentralistische System trug in den letzten Jahr­
zehnten des ungarischen Mittelalters den Stempel innerer Wirren und äußerer 
Bedrohung. Unter Albrecht von Habsburg schien der Gemeinadel seine politi­
schen Mitwirkungschancen erhöhen zu können. Doch die Großgrundbesitzer­
schicht war inzwischen mächtig genug, während der nach dem Tode Albrechts 
ausgebrochenen Thronkämpfe die Macht an sich zu reißen. Gegen Mitte des 
15. Jhs. traten aber Kräfte auf den Plan, die ihre Wirtschaftskraft in den Dienst 
der Landesverteidigung zu stellen gewillt waren. Aus ihrer Reihe ragte der 
Feldherr Johannes Hunyadi hervor, der während des Interregnums der Aristo­
kraten im Amt des *Reichsverwesers königliche Funktionen erfüllte. 
Der in der Staatskunst begabtere und ehrgeizigere Sohn Hunyadis, König 
Matthias I. Corvinus, löste unbotmäßige durch königstreue Aristokraten ab, 
regelte die Hoffinanzen durch steuer- und zollpolitische Maßnahmen und för­
derte ständische Gegengewichte zu wirtschaftsrnächtigen Interessengruppen, 
so den Reichstag, den Komitatsadel sowie die Handels- und Bauernstädte. Die 
gestiegenen Staatseinnahmen erlaubten ihm die Bezahlung eines stehenden 
Söldnerheeres, das er allerdings seltener gegen die Osmanen als im Dienste 
seiner westlich orientierten Außenpolitik einsetzte. Mit seinem innenpoliti­
schen Zentralisierungswerk schuf Matthias eine Grundvoraussetzung für seine 
in der Geschichte Ungarns am längsten nachwirkende Tat: die Einbürgerung 
und großzügige Pflege des humanistischen Bildungsideals. 
Die Kräfte der politischen und gesellschaftlichen Verselbständigung kamen 
an der Wende des 15. zum 16. Jh. in verhängnisvollem Ausmaß zum Zuge. 
Der privilegienbewußte Hoch- und Gemeinadel wälzte die Verantwortung für 
den militärischen Schutz des Reiches auf die Monarchie ab, die wirtschaftlich 
zu schwach und außenpolitisch zu tief in Hegemonialkämpfe verwickelt war, 
um den nunmehr wuchtigen Vorstoß der Osmanen ins Landesinnere aufzu­
halten. In der Schlacht bei Mohlics verlor Ungarn 1526 seinen König, die 
meisten seiner weltlichen und kirchlichen Würdenträger und seine politische 
Selbständigkeit. Die Jahrzehnte des in diesem Ereignis gipfelnden Niedergangs 
mittelalterlicher ungarischer Staatlichkeit waren zugleich diejenigen der ab­
schließenden Festigung von deren ständischen Bestandteilen. Die Dualität 
zwischen Königtum und Adel fußte im Bündnis der beiden Pole, verankert in 
der Sammlung ungarischer Rechtsgewohneiten, dem Tripartitum Juris Consue­
tudinarii Hungariae (1514). Das "Dreierbuch" blieb - ohne je zum Gesetz erho­
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ben worden zu sein - bis 1848 wichtigste Verweisquelle ungarischen Staats­
rechts. Es formulierte die Lehre von der hl. Krone als höchstem Symbol könig­
licher und adliger Macht. Daraus leitete sich die Idee von den umfassenden 
Vorrechten oberhalb der rechtlosen und fortan schollengebundenen Bauern­
schaft ab. Den mittelbaren Anlaß dazu lieferte das erstarkende Bestreben des 
Gemeinadels nach Absicherung seiner politischen Stellung. Der Erfolg dieser 
Bewegung erklärt den im europäischen Vergleich hohen Anteil der adligen 
Mittelschicht an den Führungsgruppen des neuzeitlichen Ungarn. Unmittel­
bar ausgelöst wurde die innergesellschaftliche Spaltung durch einen landes­
weiten Bauernkrieg 1514, den die bedrängten weltlichen und kirchlichen Groß­
grundbesitzer mit einem System endgültiger Grundhörigkeit beantworteten. 
(.... Magocsi: Karte 8) 
Das dreigeteilte Ungarn 
Noch bevor die Hauptstadt Ofen 1541 kampflos in osmanische Hände fiel und 
damit Mittelungarn mit dem *Paschalik Ofen an der Spitze dem I'Osmani­
sehen Reich einverleibt wurde, erschien in der ungarischen Politik ein neues 
Ordnungsprinzip. Nach Mohäcs und dem einstweiligen Rückzug der siegrei­
chen Truppen stritten eine "fremde" und eine "nationale" Partei um den Thron, 
ohne nach der doppelten Königswahl des Habsburgers Ferdinand I. und des 
siebenbürgischen Woiwoden Johann I. Szapolyai den eigenen Willen vollstän­
dig durchsetzen zu können. Je nach Stand des Kräftespiels versuchte das na­
tionale Lager, Ferdinand entweder mit französischer und osmanischer Hilfe 
einzukreisen oder ihn mit Geheimabsprachen zum Einsatz gegen eine Spal­
tung Ungarns zu bewegen. Die Folgen dieser allseitig mißtrauenfOrdernden 
Schaukelpolitik waren die Maßnahmen, mit denen die *Hohe Pforte einer 
Machtübernahme des Habsburgers in Gesamtungarn zuvorkam: die politisch­
rechtlich-militärische Besetzung Mittelungarns sowie die Errichtung des tri­
butpflichtigen Kleinstaates Siebenbürgen. Der westliche Gegner wurde auf 
den nördlich-westlichen Gebietsstreifen um die neue Hauptstadt Preßburg 
zurückgedrängt, wo in der staatsrechtlichen Nachfolge des nach 1526 zerfalle­
nen Reiches das "königliche Ungarn" entstand (I'Slowakei/Oberungarn). Hier 
verschärfte die gegenreformatorische und zunehmend absolutistische Zentrali­
sierung der Habsburger die Machtdualität zwischen Zentralgewalt und Stän­
den zu einem Gegensatz, in dem die nichtkatholischen Verfechter der politi­
schen Selbstbestimmung auch fUr nationale und religiöse Freiheit stritten. Im 
Hintergrund dieses neuen Optionsfeldes wuchs das seit dem späten 16. Jh. 
überwiegend protestantische Siebenbürgen zum Hüter einer vornationalen 
ungarischen Gesamtstaatsidee heran. (-Magocsi: Karte 19b) 
Während der stufenweisen Verdrängung der Osmanen aus dem Karpaten­
raum erkannten die ungarischen Stände das Erbrecht der männlichen Vertre­
ter der Habsburger-Dynastie auf die ungarische Krone an. Doch die Übergriffe 
der österreichischen Militär- und Finanzverwaltung und der Verzicht des Herr-
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schers auf eine Einberufung der Stände ließen den landesweiten Freiheits­
kampf des Fürsten Franz 11. Rak6czi ausbrechen, der 1707 mit der Absetzung 
der Dynastie durch den Reichstag der Aufständischen den Höhepunkt erreich­
te, ohne militärisch-diplomatische Rückendeckung jedoch scheitern mußte. 
Ungarn im Habsburgerreich 
Der um die Wende zum 18. Jh. beginnende Neuaufbau Ungarns von Wien 
aus ging unter widersprüchlichen Rahmenbedingungen vor sich. Trotz territo­
rialer Zergliederung und biologischen Aderlasses der ungarischen Bevölke­
rung hatte sich im 16.-17. Jh. die ungarische Staatsidee als überlebensfahig 
erwiesen. Der sich aus den osmanisch besetzten Gebieten zurückziehende Adel 
war in Handel und Gewerbe des königlichen Ungarn und Siebenbürgens ge­
schäftsbelebend aufgetaucht. Die Soldaten und Bauern waren für ihre militäri­
schen Schutzaufgaben entlang der Grenze zum osmanischen Herrschaftsbe­
reich als * Armalisten zahlreich geadelt worden und fUUten seither die Schicht 
der Gemeinadligen weiter auf. So mehrten sie deren Bewußtsein, Träger natio­
naler Freiheitsideale zu sein. 
Beim Anbruch der spätfeudalistischen Zeit nach der Osmanenherrschaft 
sah die adlige Gesellschaft Ungarns allerdings neuen Gefahren der inneren 
Spaltung entgegen. Die schon in der ersten Hälfte des 16. Jhs. vorgenommene 
Teilung des Reichstags in die Obere Tafel der Magnaten und der Bischöfe 
sowie in die Untere Tafel des restlichen Adels mit den königlichen Freistädten 
und dem niederen Klerus grenzte die im Mittelalter wenig geschlossene Grund­
besitzerschicht künftig fest vom Mittelstand ab. Die gesamte Ständegewalt 
gliederte sich überdies auch räumlich auf. Das Königreich Ungarn, das Für­
stentum Siebenbürgen sowie Kroatien-Slawonien samt *Militärgrenze wurden 
mit eigenen Landesbehörden unmittelbar Wien unterstellt. Die Angst vor der 
Schwächung der "adelsnationalen" Einheit von Kernland und Nebenländern 
der ungarischen Krone legte vor allem im kleinadligen Umfeld die Keime der 
in historisch-geographische Argumente eingebetteten "H ungarus-Konzeption". 
Dieser Idee nach gehörten alle Bevölkerungsgruppen Ungarns mit ihren eth­
nisch-kulturellen Sondermerkmalen der natio Hungarica an. 
Der Hungarus-Patriotismus wurde in der Zeit Karls III. (VI.), Maria There­
sias und Josephs 11. von der gesamtmonarchischen Vereinheitlichungsideol0­
gie des Wiener Hofes überlagert. Die von den ungarischen und siebenbürgi­
sehen Ständen angenommene *Pragmatische Sanktion von 1722/23 sanktio­
nierte zwar das weibliche Thronfolgerecht mit dem Grundsatz der Unteilbar­
keit des I'Habsburgerreiches. Doch die Beschränkung der Souveränität des 
theoretisch unabhängigen ungarischen Teilstaates forderte auch von der Dyna­
stie ihren Preis. Dank seiner Steuerfreiheit und der unangetasteten Komitats­
verfassung blieb der Adel politisch und militärisch aktionsfahig. Er wehrte 
sich erfolgreich gegen eine Milderung der erbuntertänigen Lasten, mit der 
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Erst Joseph 11. begegnete dieser adligen Widerspenstigkeit mit offenen und 
durchgreifenden Zentralisierungsmaßnahmen. Sein aufklärerischer Absolutis­
mus versuchte auch in Ungarn, Foren zu beseitigen, die ihm als Hemmnisse 
sozialen Fortschritts galten. Die Aktivität des Reichstags wurde ausgesetzt, die 
Komitatsautonomie aufgehoben, und die katholische Kirche geriet unter staat­
liche Vormundschaft. Damit fühlten sich Gegenkräfte herausgefordert, die die 
Aufklärung als Antrieb zur Pflege der Nationalsprache rezipiert hatten, so daß 
ihnen die noch so zweckmäßige Einführung der deutschen Amtssprache als 
Germanisierung erschien. Der Josephinismus erzeugte so einen Widerstand, 
welcher der staatsungarischen Tradition verpflichtet, sozial jedoch wenig aus­
geprägt war. Die ungarischen Stände ließen auf dem wieder einberufenen Reichs­
tag von 1790/91 die Unabhängigkeit des Königreichs bestätigen. 
Parallel zu diesem Reichstag entwickelte sich eine radikale, intellektuell 
geprägte Reformbewegung der ungarischen Jakobiner. Ohne breiteren Rück­
halt im Adel wurde sie jedoch 1795 vom Wiener Hof in einem aufsehenerre­
genden Prozeß erstickt. Auf kulturellem Gebiet wirkten die Impulse der Auf­
klärung dagegen fort und brachten eine Generation von Neuerern hervor, die 
das Fundament der ungarischen Nationalbewegung legten. Als 1825 der Landtag 
erstmals seit 1812 wieder einberufen wurde, begann eine Epoche der Refor­
men, die auf eine tiefgreifende Modernisierung Ungarns durch den wohlha­
benden Landadel abzielte. Symbol der Neuerung war die Einführung des 
Ungarischen als Staatssprache. Dominierten zuerst die an wirtschaftlichen 
Reformen orientierten Konzeptionen Istvan Graf Szechenyis, so führte die 
Kritik an der überkommenen Sozialordnung bald zur Forderung, Ungarn ent­
lang liberaler Vorstellungen zu einer konstitutionellen Monarchie umzugestal­
ten. Diese Forderung, die vor allem vom Komitatsadel unter der Führung von 
Lajos Kossuth erhoben wurde, kam im März 1848 mit dem Sturz Mettemichs 
endgültig zum Durchbruch. Innerhalb eines Monats wurde ein verantwortli­
ches Ministerium mit Lajos Graf Batthyany an der Spitze ernannt und Ungarn 
in eine konstitutionelle Monarchie umgewandelt: Mit den auch vom Monar­
chen bestätigten sog. "Aprilgesetzen" wurde der Reichstag zu einem nach Zen­
suswahlrecht gewählten Parlament, das Ministerium erhielt eine gesetzliche 
Grundlage, die Bürgerrechte wurden garantiert, ständische Privilegien abge­
schafft, die Bauernbefreiung verkündet und die Union mit Siebenbürgen be­
schlossen. 
Ließ sich die innere Umgestaltung Ungarns auf der Grundlage eines in 
mehr als zwanzigjähriger Debatte herausgebildeten Reformkonsenses inner­
halb weniger Wochen vollenden, so war die Einbettung des Landes in die 
bevorstehende konstitutionelle Reform der Gesamtmonarchie völlig offen. Die 
Aprilgesetze hatten das Verhältnis zu den übrigen Kronländern nur vorläufig 
geregelt, und die ungarische Regierung weigerte sich mit Hinweis auf die ver­
fassungsmäßige Eigenständigkeit Ungarns, Abgeordnete an den Wiener (spä-
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ter Kremsierer) Reichstag wählen zu lassen. Zudem hatten die Aprilgesetze 
mit ihrer zentralistischen Ausrichtung die von den jungen Nationalbewegun­
gen der Kroaten, Serben, Slowaken und Rumänen genährten Hoffnungen zu­
nichte gemacht, nunmehr als politische Größen anerkannt zu werden. Diese 
Enttäuschung führte im Sommer 1848 zu bewaffneten Auseinandersetzungen, 
wobei der Wiener Hof vor allem die militärisch schlagkräftigen Kroaten unter 
Banus Josip Jelacic ermutigte und bald auch offen unterstützte. Die Radikali­
sierung des Konfliktes wurde im September 1848 mit dem Rücktritt Batthya­
nys und der Konzentration politischer Macht in dem von Kossuth geleiteten 
Landesverteidigungsausschuß offenkundig. Ohne internationale Unterstützung 
konnte die ungarische Regierung, die als Antwort auf die österreichische März­
verfassung mit der Absetzung der Habsburger im April 1849 auch verfassungs­
rechtlich den Bruch mit Österreich vollzog und Kossuth als Reichsverweser an 
die Spitze des Staates stellte, trotz beachtlicher militärischer Erfolge jedoch 
allenfalls darauf hoffen, die kaiserlichen Truppen zu zermürben und den Hof 
zu einem Kompromiß zu bewegen. Die russische Intervention machte im Som­
mer 1849 auch dieser Hoffnung ein Ende und führte zu einem gnadenlosen 
Gericht der Sieger. (-+Magocsi: Karte 25a) 
Trotz der militärischen Niederlage war in der Revolution von 1848 die Grund­
lage eines modernen ungarischen Nationalstaates gelegt worden. Mit einer 
konsequenten Verweigerungshaltung und dem Beharren auf der Rechtsgültig­
keit der Aprilgesetze machte der Kornitatsadel deutlich, daß sich das neoabso­
lutistische Regime, das die ungarische Verfassung durch die Absetzung der 
Monarchie als verwirkt ansah, nicht auf Dauer würde durchhalten lassen. Selbst 
im Gefolge des Oktoberdiploms von 1860 entzog sich Ungarn allen Versuchen 
der Integration in eine Reichsverfassung. Immerhin gelang der neoabsolutisti­
schen Wiener Regierung der Ausbau staatlicher Bürokratie und die Erneue­
rung des Bildungswesens. Diese bildeten die Ecksteine einer defensiven Mo­
dernisierung, auf der die ungarischen Regierungen nach 1867 aufbauen konn­
ten. Dagegen belastete der Versuch, Slowaken, Rumänen und Serben durch 
breite Spielräume kultureller Entfaltung und politischer Gleichberechtigung 
für eine gesamtstaatliche, fOderale Lösung zu gewinnen und so gegen die 
magyarischen politischen Führungsschichten Ungarns auszuspielen, auflange 
Sicht das Verhältnis zwischen den Magyaren und den »Nationalitäten". Ein 
*Ausgleich zwischen Österreich und Ungarn, dem König und der Nation, er­
wies sich schließlich auf dem von Ferenc Delik gewiesenen Weg strenger Rechts­
kontinuität als möglich. 
Die Zeit des österreichisch-ungarischen Dualismus 
Durch den Ausgleich von 1867 und die Union mit Siebenbürgen wurde Un­
garn zu einem innenpolitisch nahezu völlig selbständigen, zentralistisch ver­
faßten Nationalstaat innerhalb der Habsburgermonarchie. Allein das Kriegs­
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wesen, die Außenpolitik und die dazugehörigen Finanzen blieben als gemein­
same Angelegenheiten erhalten. Kroatien wurde 1868 als Nebenland der Ste­
phanskrone die Autonomie in Justiz-, Verwaltungs- und Kulturangelegenhei­
ten gewährt. Der Zusammenschluß der ehemaligen Befürworter und Gegner 
des Ausgleichs zur Liberalen Partei unter Führung von Kaiman Tisza brachte 
eine Periode langanhaltender politischer Stabilität, die auf einem restriktiven 
und manipulierbaren Wahlrecht beruhte, zugleich aber den kontinuierlichen 
inneren Ausbau Ungarns zu einem modernen Verfassungsstaat ermöglichte. 
Die politische Dominanz des Komitatsadels wurde auch durch die allmähli­
che industrielle Entwicklung kaum in Frage gestellt, wobei der traditionell 
starke Lebensmittelsektor durch die Aufhebung der Zollschranken zu Öster­
reich besondere Impulse erfuhr. Daneben entstand eine bürgerliche Funk­
tionselite, in der die Angehörigen verschiedener Völker und besonders· die 
weitgehend assimilierten /Juden zu einer magyarisch geprägten Bildungsschicht 
verschmolzen. Den nichtmagyarischen Völkern Ungarns war mit dem Natio­
nalitätengesetz von 1868 ein Integrationsangebot gemacht worden, welches 
auf die Idee staatsbürgerlicher Gleichheit und weitreichender Sprachenrechte 
auflokaler Ebene setzte. Bereits in den 1870er Jahren gewannen in der Öffent­
lichkeit jedoch zunehmend nationalmagyarische, teilweise auch offen chauvi­
nistische Strömungen die Oberhand, die bald auf die Regierungspolitik ab­
färbten und ein eigenständiges Kulturleben vor allem der Slowaken massiv 
behinderten. Als sich in der Volkszählung von 1900 (ohne Kroatien) mit 51,4 % 
erstmals eine Mehrheit der Bevölkerung zur ungarischen Muttersprache be­
kannte (gegenüber 16,6 %Rumänen, 11,9 %Slowaken, 11,9 %Deutschen, 2,6 % 
Serben, 2,5 % Ruthenen und 1,1 % Kroaten), was in nationalmagyarischen 
Kreisen als wichtiger Schritt zu einem homogenen Nationalstaat gefeiert wur­
de, schien die magyarische Vorherrschaft innerhalb Ungarns auch demogra­
phisch abgesichert zu sein. Politisch beherrschend blieb jedoch das Verhältnis 
zu Österreich. Die Betonung der nationalen Eigenständigkeit Ungarns entzün­
dete sich an der Frage des gemeinsamen Heeres und an den periodischen 
Neuverhandlungen der wirtschaftlichen Aspekte des Ausgleichs, die um die 
Jahrhundertwende das Verfassungsleben beider Teile der Monarchie lahmzu­
legen drohten und das dualistische System an seine Grenzen führten. Vorbe­
reitungen zur Einführung eines allgemeinen Wahlrechts durch die von Franz 
Joseph L oktroyierte Beamtenregierung Geza Fejervarys zwangen die Gegner 
des Dualismus nach dem Sturz der Liberalen Partei im Jahr 1905 zwar zur 
Mäßigung. Deutlich wurde jedoch, daß eine Demokratisierung und damit eine 
Ablösung der grundbesitzenden Führungsschichten ebenso wie die überfällige 
Neuordnung des Verhältnisses zu Österreich nahezu blockiert waren. 
Ungarn seit dem Ersten Weltkrieg 
Die militärische Niederlage der Monarchie löste im Herbst 1918 die staats­
rechtliche Bindung an Österreich und schuf zugleich den Spielraum für eine 
weitreichende innere Umgestaltung Ungarns. Die bürgerliche "Astern"-Revo­
lution unter Mihäly Graf Karolyi Ende Oktober 1918 wurde jedoch durch die 
Loslösung großer Teile des historischen Ungarn und die Angliederung an die 
Nachbarstaaten schwer belastet. Auch der Versuch, durch die Übergabe der 
Regierung an die sozialistische Räterepublik Bela Kuns im März 1919 ein 
Einlenken der Ententemächte zu erzwingen, blieb außenpolitisch erfolglos und 
führte im Inneren zur Auflösung jeder staatlichen Ordnung. Nach dem Zu­
sammenbruch der Räterepublik verblieb als einzige politisch durchsetzungsfä­
hige Kraft die radikale Rechte unter Admiral Mikl6s Horthy, die dem vorange­
gangenen "roten" nun einen "weißen" Terror entgegensetzte. Erst mit den 
Wahlen von 1920 und der Ernennung Horthys zum Reichsverweser, einem 
Akt, der die Staatsform Ungarns bewußt in der Schwebe ließ, setzte ein gere­
geltes politisches Leben ein. Mit der widerwilligen Zustimmung zu dem am 4. 
Juni 1920 unterzeichneten Friedensvertrag von Trianon wurde die Abtretung 
der Slowakei, der /Karpato-Ukraine, Siebenbürgens, des /Banats, der Batsch­
ka sowie des Burgenlandes besiegelt und Ungarn auf seine mehrheitlich ma­
gyarischen Gebiete reduziert. Innerhalb Ungarns lebten bei einer Gesamtbe­
völkerung von 7,6 Mio. Einwohnern (gegenüber vormals 20,9 Mio. einschließ­
lich Kroatiens) nunmehr 89,6 %Magyaren, 6,9 %Deutsche und 1,8 %Slowa­
ken, während sich 3,3 Mio. Magyaren außerhalb Ungarns wiederfanden. 
In der Folge leitete Horthy eine Phase außenpolitischer Konsolidierung ein, 
die auch durch zwei gescheiterte Restitutionsversuche König Karls im Jahr 
1921 nicht nachhaltig gestört wurde. Eine offensive Revisionspolitik blieb an­
gesichts der außenpolitischen Isolierung Ungarns und der ständigen Drohung 
einer Invasion durch die *K1eine Entente zwar vorerst illusorisch, nach innen 
begründete das ständige Bekenntnis zu einer langfristigen Revision des Frie­
densvertrags hingegen einen nationalen Konsens. Die Ernennung Istvan Graf 
Bethlens zum Ministerpräsidenten markierte 1921 die Rückkehr zu einer brü­
chigen politischen und gesellschaftlichen Stabilität, die sich eng an Vorkriegs­
verhältnisse anlehnte, aber fortan erweitert um die Einbindung des grundbe­
sitzenden Bauerntums. Auch wenn der erstarkte Antisemitismus innerhalb 
der Mittelschichten durch de facto gegen Juden gerichtete Zugangsbeschrän­
kungen zu den Hochschulen institutionalisiert wurde, blieb deren Integration 
in die ungarischen Bildungsschichten bis 1938 weitgehend unberührt. Erst die 
sozialen Erschütterungen infolge der Weltwirtschaftskrise brachten der radika­
len Rechten unter Gyula Gömbös politischen Einfluß; als Ministerpräsident 
leitete er 1932-1936 die Ablösung der konservativen Eliten ein. Ohne eine 
organisierte rechte Massenbewegung mußte die angestrebte radikale Umge­
staltung des politischen Systems jedoch unterbleiben. Trotz der immer stärke­
-I 
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ren Anlehnung an das nationalsozialistische Deutschland, die ihren deutlich­
sten Niederschlag ab 1938 in einer drastischen Verschärfung der Judengesetz­
gebung fand, blieb Ungarn so bis 1944 durch ein auf einen brüchigen Konsens 
der Eliten gegründetes, innerhalb des nationalsozialistischen Hegemonialbe­
reiches geradezu liberal anmutendes politisches System gekennzeichnet. 
Nach außen hin erschien Ungarn anfangs als Nutznießer deutscher Hege­
monialpolitik. Auf deutschen Druck hin wurden Ungarn in den Wiener "Schieds­
sprüchen" von 1938 und 1940 Teile der Slowakei sowie Nordsiebenbürgen 
zugesprochen, im März 1939 nutzte Ungarn die Zerschlagung der I'Tschecho­
slowakei zur Annexion der Karpato-Ukraine. Der deutsche Überfall auf I' Ju­
goslawien bewegte auch Ungarn im April 1941 zum Kriegseintritt auf Seiten 
der Mittelmächte, wodurch Ungarn die Batschka gewann. Doch bereits 1942 
leitete Premierminister Mikl6s Kallay eine Politik behutsamer Distanzierung 
von Deutschland ein. Im März 1944 erzwang Hitler schließlich die Zustim­
mung Horthys zu einer deutschen Besetzung Ungarns, die weiteren Absetzbe­
wegungen vorbeugen sollte. Der unmittelbar darauf einsetzenden Deportation 
und Ermordung ungarischer Juden setzte Horthy erst spät wirksamen Wider­
stand entgegen. Der Versuch, nach rumänischem Vorbild die Seiten zu wech­
seln, um einer Eroberung durch die Rote Armee vorzubeugen und den Krieg 
auf der Seite der Alliierten beenden zu können, scheiterte im Oktober 1944. 
Horthy wurde zur Abdankung gezwungen, die Macht übernahm eine national­
sozialistische Marionettenregierung der "Pfeilkreuzler" unter Ferenc SzalasL 
Nach der mehrwöchigen Belagerung Budapests durch die Rote Armee im Winter 
1944/45 und der vollständigen Eroberung Ungarns im April 1945 übernahm 
eine zuerst in Debrecen eingerichtete und von der sowjetischen Besatzungs­
macht protegierte Provisorische Regierung die Macht. 
Die Wirtschaft war weitgehend zerstört, der Staatsapparat zerschlagen und 
die Provisorische Regierung nur eine machtlose Institution, während die so­
wjetische Besatzungsmacht bereits mit der Umgestaltung des Landes begann. 
Obwohl mit Rücksicht auf die Westmächte ein pluralistisches Parteiensystem 
zugelassen wurde, besetzten die sowjetischen Behörden schon in dieser ersten 
Phase der ungarischen Nachkriegsgeschichte Schlüsselpositionen mit in Mos­
kau geschulten Kommunisten. Nach den ersten allgemeinen Wahlen erreichte 
die Kleinlandwirtepartei die absolute Mehrheit, während die "Partei der Kom­
munisten in Ungarn" unter Matyas Rakosi hinter den Sozialdemokraten an 
dritter Stelle stand. In den darauffolgenden drei Jahren vernichteten die Kom­
munisten mit Hilfe der Sowjetunion alle anderen Parteien Schritt rur Schritt 
(sog. "Salami-Taktik"), die Sozialdemokraten wurden mit der KP zwangsverei­
nigt, politische Gegner in stalinistischen Schauprozessen abgeurteilt und ­
nach Stalins Bruch mit Tito - die nichtmoskowitische, heimatkommunistische 
innerparteiliche Opposition beseitigt, so daß im August 1949 die volksdemo­
kratische Verfassung verkündet werden konnte. (-Magocsi: Karte 40a) 
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In der zweiten, von stalinistischen Methoden geprägten Entwicklungsphase 
(1948-1956) sollte nicht nur die machtpolitische und ökonomische Umgestal­
tung Ungarns, sondern auch die gesellschaftliche Umerziehung nach sowje­
tisch-stalinistischem Muster erfolgen. Der Tod Stalins und die beginnende 
Destalinisierung in der UdSSR bewirkten, daß Rakosi 1953 das Amt des Re­
gierungschefs an Irnre Nagy abgeben mußte. Zwei Jahre später konnte Rakosi 
rur kurze Zeit die Macht in Ungarn wieder übernehmen und versuchte die von 
Nagy begonnenen Reformen rückgängig zu machen. Den friedlichen Sympa­
thiekundgebungen der ungarischen Studenten rur die polnische Reformbewe­
gung schloß sich die Bevölkerung von Budapest an, und aus der Demonstra­
tion rur Polen wurde eine Bewegung gegen den zwischenzeitlich zum Regie­
rungschef ernannten Ernö Gerö und gegen die sowjetische Besetzung. Nach 
dem gewaltsamen Eingreifen der ungarischen Staatssicherheit AVH weiteten 
sich die Kundgebungen zu einem Volksaufstand aus, an dessen institutionel­
ler Spitze eine Koalitionsregierung unter Imre Nagy stand. Dieser versuchte 
durch die Trennung von Partei und Staat einen Rechtsstaat aufzubauen, Un­
garn durch den Austritt aus dem Warschauer Pakt und eine Neutralitätserklä­
rung aus dem sowjetischen Hegemoniebereich herauszulösen sowie ein Mehr­
parteiensystem mit demokratischer Legitimation zu schaffen. Obwohl der 
Aufstand nach kurzer Zeit durch sowjetische Truppen gewaltsam niederge­
schlagen wurde und keine ausreichende Zeit zur Institutionalisierung eines 
neuen Systems blieb, hatte der Aufstand die positive Wirkung der schnellen 
und radikalen Zerstörung des stalinistischen Systems. Dies machte in den 
darauffolgenden Jahrzehnten einen Personenkult, eine aggressive politische 
Propaganda oder Massenmobilisierungen der Bevölkerung unmöglich. 
Nach der Niederschlagung des Aufstandes stand Janos Kadar an der Spitze 
der Partei, der anfänglich die Revolution unterstützt hatte, dann jedoch zu den 
Sowjets übergelaufen war. Nach einer Zeit der politischen Schauprozesse und 
der inneren Säuberung, in deren Verlauf über 450 Todesurteile vollstreckt 
wurden, entstand das System des sog. "Kadarismus", das seine Legitimation 
nicht mehr durch politische Mittel allein suchte, sondern auf wirtschaftliche, 
sozialpolitische und gesellschaftliche Wohlfahrt baute. Eine vorsichtige Libe­
ralisierung - wenn auch keine substanziellen Reformen - wurde durch eine 
pragmatische, am sowjetischen Kurs orientierte Außenpolitik abgesichert. In­
nenpolitisch charakterisierte die Idee des Brückenschlags zwischen kommuni­
stischer Führung und Bevölkerung das System, das sich offen vom Stalinis­
mus distanzierte und besonders durch wirtschaftliche Reformen sowie durch 
eine weitgehende Entpolitisierung der Bevölkerung auffiel. Der "Neue ökono­
mische Mechanismus", eingeführt kurz vor der Niederschlagung des Prager 
Frühlings, sorgte durch die Etablierung einer halb legalen "zweiten Wirtschaft" 
für kleinere ökonomische Freiheiten und einen vergleichsweise hohen Lebens­
standard der Bevölkerung. Diese beginnende ökonomische Ausdifferenzierung, 
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die in den 80er Jahren durch ein politisch-oppositionelles System ergänzt wur­ müßten die rechtlichen, wirtschaftlichen und kulturellen Beziehungen zwi­
de, hatte die Entstehung verschiedener inner- und außerparteilicher Interes­
sengruppen zur Folge. 
Die aufgrund einer hohen Auslandsverschuldung zunehmende Krise im 
ökonomischen Sektor und der beginnende Kurswechsel in der Sowjetunion 
bewirkten Ende der 80er Jahre die Entstehung einer innerparteilichen Reform­
bewegung, die Kadar ablöste und mit der Beseitigung des Einparteienstaates 
begann. Innenpolitisch ließ der Druck nach, und die Ablehnung des Totalita­
rismus sowie die Hinwendung zu demokratischen Prinzipien wurde 1989 durch 
die Totalrevision der Verfassung und die Ausrufung der "Republik Ungarn" 
als unabhängiger, demokratischer Rechtsstaat deutlich. Dies hatte zur Folge, 
daß eine Vielzahl alter und neuer politischer Gruppierungen ins Leben geru­
fen wurden. Auch außenpolitisch wurde die vormals strikt sowjetisch orientier­
te Politik geändert, was sich in der Öffnung nach Westen, der Beseitigung des 
"Eisernen Vorhangs" und der Grenzöffnung für DDR-Bürger manifestierte. 
Ihren Höhepunkt erreichte die Selbstdemontage des kommunistischen Einpar­
teienstaats - an der sich die Bevölkerung, anders als in anderen Reformstaa­
ten, kaum beteiligte - durch die Einführung eines Mehrparteiensystems mit 
freien Wahlen, die 1990 eine konservative Koalition an die Regierung brach­
ten. 
Innenpolitisch war die erste postkommunistische Phase geprägt von der 
Demokratisierung des politischen Systems, der Schaffung rechtsstaatlicher 
Institutionen, der Transformation des ökonomischen Systems in eine Markt­
wirtschaft, die mit Veränderungen des gesellschaftlichen und privatwirtschaft­
lichen Gefüges einherging. Die politisch-wirtschaftlichen und gesellschaftlich­
strukturellen Ausgangsbedingungen waren - abgesehen von der äußerst hohen 
Auslandsverschuldung - günstiger als in den meisten anderen Reformstaaten. 
Die postkommunistische, vom sowjetischen Kurs· abgewichene Außenpolitik 
verfolgte die Einbindung in die westeuropäischen politischen, ökonomischen 
und militärischen Strukturen, entwickelte aber auch subregionale, regionale 
und zwischenstaatliche Kooperationskonzepte, einerseits um eine Adaption 
an die westlichen Bündnissysteme zu erleichtern, andererseits um durch gut­
nachbarschaftliehe Beziehungen die ungarischen Minderheiten in den Nach­
barstaaten unterstützen zu können. 
Forschungsfragen 
Die neuerdings verstärkt interdisziplinär ausgerichtete Landnahmeforschung 
hat die Staatswerdung der Magyaren so weit nachgezeichnet, daß nunmehr vor 
allem Teilaspekte erforschungswürdig erscheinen. Das Hoch- und Spätmittel­
alter betreffend fehlt es an einem abschließenden Vergleich ungarischen und 
westeuropäischen Ständewesens. Im Hinblick auf die Osmanenherrschaft 
schen den getrennt verwalteten Landesteilen der Stephanskrone ausgiebiger 
als bisher behandelt werden. Im weiteren Verlauf stellt sich die Kardinalfrage 
nach den Chancen und Perspektiven der politisch-rechtlichen und sozioökono­
mischen Erneuerung des habsburgischen Großstaates, dem nicht nur die Re­
gelung seiner inneren Vielgestaltigkeit, sondern auch die Überwindung feuda­
ler Strukturen immense Anstrengungen abverlangte. Ein gründlicher Vergleich 
der Nationalitätenpolitik Budapests nach 1867 mit derjenigen anderer euro­
päischer Staaten steht ebenfalls aus. Im Hinblick auf die Lebensbedingungen 
und Entfaltungsmöglichkeiten der Minderheitenmagyaren nach 1918-1920 
wären deutlichere sozialgeschichtliche Akzente zu setzen. Im Zeitalter der 
beiden Weltkriege sind die Theorien der internationalen Totalitarismusforschung 
wenig überzeugend zur Beschreibung des politischen Systems Ungarns ver­
wertet worden. Schließlich sei in bezug auf die kommunistische Nachkriegs­
zeit auf die Rolle linksradikaler Eliten bei dem Aufbau und der Belebung 
diktatorischer Herrschaftsmechanismen hingewiesen, die bisher weder für 
Ungarn noch für die ungarischen Minderheitengruppen umfassend themati­
siert worden ist. 
Die umfangreichste Sammlung ungarischer Geschichtsquellen beherbergt 
das Ungarische Staatsarchiv (Budapest). In den einzelnen Komitats- und Kir­
chenarchiven Ungarns lagern Materialien lokal- und konfessions-, vielfach aber 
auch allgemein landesgeschichtlicher Relevanz. Die Szechenyi-LandesbibHo­
thek (Budapest) verfügt als zentrale Sammelstelle weltweit gedruckter Hunga­
rica auch über mehrere Handschriften- und Dokumentationsabteilungen vor 
allem kulturgeschichtlicher Bedeutung. Gleiches gilt für folgende Einrichtun­
gen, die sich mit ihren Sammlungen von u.a. Nachlaß- und Oral-History-Mate­
!iaHen sowie Denkschriften- und Untergrundliteratur auf das 20. Jh. konzen­
trieren: LaszlO-Teleki-Stiftung, Budapest (u.a. Außenpolitik Ungarns und die 
Lage nationaler Minderheiten in Ostmitteleuropa, insbesondere der Magya­
ren), 1956er Dokumentations- und Forschungsinstitut, Budapest (u. a. ungari­
scher Stalinismus und Einparteienstaat, Oktoberaufstand 1956), Sammlung 
für Gesellschaftstheorie und Zeitgeschichte an der Attila-Jozsef-Universität, 
Szeged (u.a. ideologische und geistige Strömungen in der Nachkriegszeit, an­
tikommunistische Untergrundopposition, ungarisches Exil). Jeweils mit Spe­
zialbibliothek ausgestattet sind die verschiedenen geistes- und gesellschafts­
wissenschaftlichen Institute der Ungarischen Akademie der Wissenschaften, 
so das Geschichtswissenschaftliche Institut, Budapest, das die Führungsrolle 
unter den historiographischen Forschungsstätten Ungarns innehat. Für ge­
schichtsorientierte fachliche Kontakte mit quellenkundlicher und bibliogra­
phischer Beratung seien im deutschsprachigen Raum zwei universitäre Institu­
te für Finnougristik empfohlen, die Hungarologie als interdisziplinäre Regio­
nalwissenschaft begreifen und lehren (Zentrum rur Hungarologie im Finnisch­
-r 

!426 Länder, Staaten und Regionen 	 Ungarn 427 
Ugrischen Seminar der Universität Hamburg; Institut für Finnougristik der 
Universität Wien), außerdem zwei außeruniversitäre Institute facher- und epo­
chenübergreifender Ungarn-Forschung, beide mit Spezialsammlungen und Pu­
blikationstätigkeit (Südost-Institut und Ungarisches Institut, beide in Mün­
chen). 
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Als die in das Imperium Romanum einfallenden Langobarden Venetien erober­
ten, war der Lagunengürtel das einzige, was I'Byzanz von Oberitalien für sein 
Reich bewahren konnte. Daraufhin flüchteten Teile der romanischen Bevölke­
rung vor den Germanen in die Lagunen. Im Verlauf des 7. und 8. Jhs. etablier­
te sich hier Grado als Sitz des *Patriarchen, wo er nach der Flucht aus Aqui­
leia Schutz gesucht hatte. Die ikonoklastischen Auseinandersetzungen in By­
zanz hatten den Prozeß der Ablösung von der fernen Zentralregierung zugun­
sten der Selbständigkeit der Provinz begünstigt, so daß zwischen dem 9. und 
11. Jh. Venedig als Stadtstaat entstand. Zu diesem Zeitpunkt hatte es sich 
dank seiner merkantilen Verbindungen zwischen den wirtschaftlichen Groß­
räumen der lateinischen Welt, dem Islam und Byzanz bereits konsolidiert. 
Trotz der Befreiung aus der Subordination gab Venedig die enge Bindung 
zu Byzanz nicht auf. Der erfolgreiche Dalmatienfeldzug 1000/01 brachte dem 
Dogen den Titel dux Veneticorum et Dalmaticorum ein und verhalf der Stadt zu 
einer einflußreichen Position an der Adria. Nach Erfolgen gegen arabische 
und slawische Flotten im 9. und 10. Jh. ließen auch die normannischen Ex­
pansionsversuche im 11./12. Jh. Venedig gestärkt zurück, da die tatkräftige 
Hilfe, die die Venezianer zur Verteidigung der Adria leisteten, von Byzanz mit 
der Gewährung wichtiger Privilegien vergolten wurde (erstmals 1082). Durch 
die Teilnahme an den Kreuzzügen konnten Venedig und seine Konkurrentin­
nen Genua und Pisa ihre Positionen im Byzantinischen Reich und den Kreuz­
fahrerstaaten weiter stärken, so daß sie das östliche Mittelmeer und die Ägäis 
vom späten 12. bis zum späten 15. Jh. als Seemächte weitgehend dominierten. 
Mit diesen außenpolitischen Veränderungen ging die Entstehung des commu
ne Veneciarum einher, das die Macht des Dogen zugunsten einer Herrschaft 
des Adels brach. 
Den Höhepunkt seiner Macht erreichte Venedig, als es ihm im Rahmen des 
vierten Kreuzzugs 1201-1204 gelang, durch eine geschickte Umlenkung des 
Kreuzfahrerheers zunächst Zara (die wichtigste Konkurrentin im dalmatini­
schen Raum, die als Vasall dem König von I'Ungarn unterstand), und an­
schließend mit der Eroberung von Konstantinopel das Byzantinische Reich zu 
zerschlagen und aufzuteilen. Venedig sicherte sich dabei wichtige Stützpunkte 
zur Kontrolle des Handels, darunter Kreta und einen Teil Konstantinopels, 
während sich der Doge "Herrscher über drei Achtel des Römischen Reiches" 
nannte. Die 1204 gewonnenen wirtschaftlichen Positionen konnten trotz meh­
rerer Seekriege mit Genua und umwälzender politischer Veränderungen wie 
die Rückeroberung Konstantinopels durch das Reich von Nikäa und den Auf­
stieg des I'Osmanischen Reiches im 14.115. Jh., bis um 1500 behauptet wer­
